
ALLGEMEINE EINKAUFSBEDINGUNGEN 

der Scala Design Technische Produktentwicklung GmbH (Besteller) für 

den Bezug von Material und Ersatzteilen sowie Dienstleistungen von Ihren 

Vertragspartnern (Lieferanten) 

 

1. Maßgebende Bedingungen 

1.1. Für alle Verträge, Lieferungen und sonstigen Leistungen gelten aus-
schließlich diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen, soweit nicht ausdrück-

lich etwas anderes vereinbart wird. Anders lautende Geschäftsbedingungen 
des Lieferanten werden nicht Vertragsinhalt, auch soweit sie diesen Allge-
meinen Einkaufsbedingungen nicht widersprechen sondern sie nur ergän-

zen. Diese Einkaufsbedingungen gelten auch dann ausschließlich, wenn der 
Besteller in Kenntnis anders lautender Bedingungen des Lieferanten die Lie-

ferung ohne Vorbehalt annimmt. 
1.2. Diese Einkaufsbedingungen gelten nur gegenüber Unternehmern im 
Sinne von § 14 BGB. 

1.3. Diese Einkaufsbedingungen gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit 
dem Lieferanten. 

 
2. Bestellung 

2.1. Lieferverträge (Bestellung und Annahme) und Lieferabrufe sowie ihre 

Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform. Lieferabrufe kön-
nen auch durch Datenfernübertragung erfolgen. 
2.2. Nimmt der Lieferant die Bestellung nicht innerhalb von zwei Wochen 

seit Zugang an, so ist der Besteller zum Widerruf berechtigt. Lieferabrufe 
werden spätestens verbindlich, wenn der Lieferant nicht binnen drei Ar-

beitstagen seit Zugang widerspricht. 
2.3. Der Besteller kann im Rahmen des für den Lieferanten Zumutbaren Än-
derungen des Liefergegenstandes in Konstruktion und Ausführung verlan-

gen. Dabei sind die Auswirkungen, insbesondere hinsichtlich der Mehr- und 
Minderkosten sowie der Liefertermine, angemessen einvernehmlich zu re-
geln. 

2.4. Soweit nicht ausdrücklich und schriftlich etwas anderes vereinbart 
wurde, gelten für die Abrufe eine Materialfreigabe von zwei Monaten und 

eine Produktionsfreigabe von einem Monat. 
 
3. Zahlung 

3.1. Die in der Bestellung ausgewiesenen Preise sind für die Laufzeit des Lie-
fervertrages verbindlich. Sie schließen mangels abweichender schriftlicher 

Vereinbarung die Lieferung „frei Haus“ einschließlich Verpackung, Fracht, 
Transport und Versicherung ein. 
3.2. Die Zahlung erfolgt, sofern nichts Abweichendes vereinbart ist, 30 Tage 

nach Rechnungsstellung ohne Abzug oder mit 3% Skonto innerhalb von 10 
Tagen nach Rechnungseingang. 
3.3. Die Zahlung erfolgt durch Überweisung, Scheck, Aufrechnung mit Ge-

genforderungen oder auf sonstige Weise nach Wahl des Bestellers. Ist die 
Teilnahme am Gutschriftverfahren vereinbart, erfolgt der Ausgleich per 

Gutschrift auf Basis der Bestellung. 
3.4. Bei fehlerhafter Lieferung ist der Besteller berechtigt, die Zahlung wert-
anteilig bis zur ordnungsgemäßen Erfüllung zurückzuhalten. 

3.5. Bei der Zahlung entstehende Bankgebühren werden in der Weise ge-
teilt, dass der Besteller die Gebühren der von ihm beauftragten Bank, der 
Lieferant die Gebühren seiner Zahlstelle sowie der zwischengeschalteten 

Korrespondenzbanken trägt. 
3.6. Die Preise enthalten nicht die gesetzliche Mehrwertsteuer. 

 
4. Lieferung, Lieferfristen, Lieferverzug, Lagerhaltung, Liefergarantie 

4.1. Die Lieferung erfolgt mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung 

frei Haus. 
4.2. Vereinbarte Termine und Fristen sind verbindlich. Maßgebend für ihre 

Einhaltung ist der Eingang der Ware beim Besteller oder dem vom Besteller 
benannten Dritten. 
4.3. Wird für den Lieferanten erkennbar, dass ein Termin oder eine Frist 

nicht eingehalten werden kann, so hat er den Besteller unverzüglich unter 
Angabe der Gründe sowie der voraussichtlichen Dauer der Verzögerung zu 
benachrichtigen. Kommt der Lieferant dieser Pflicht nicht nach, kann er sich 

nicht darauf berufen, dass er die Verzögerung nicht zu vertreten hat. 
4.4. Im Falle des Lieferverzuges ist der Besteller berechtigt, für jeden ange-

fangenen Tag eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % des Auftragswertes der 
Lieferung, maximal jedoch 5 % zu verlangen. Der Vorbehalt der Geltendma-
chung der Vertragsstrafe kann innerhalb einer Frist von vier Arbeitstagen 

nach Annahme der verspäteten Leistung erklärt werden. Darüber hinaus 
stehen dem Besteller die gesetzlichen Ansprüche zu. Er ist insbesondere be-
rechtigt, nach fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist vom Ver-

tag zurückzutreten oder Schadensersatz statt der Leistung zu verlangen, 
wobei die Vertragsstrafe auf den Schadensansatzanspruch anzurechnen ist. 

4.5. Auf Verlangen des Bestellers ist der Lieferant verpflichtet, ständig einen 
über die jeweilige Liefermenge hinausgehenden, angemessenen Lagerbe-

stand vorrätig zu halten. 
4.6. Der Lieferant ist verpflichtet, Lieferteile und Komponenten, die in die 

Produkte des Bestellers eingebaut werden, für einen Zeitraum von 15 Jah-
ren nach Ablauf der Serie herzustellen und zu liefern. 
 

5. Mängelhaftung 

5.1. Soweit nachstehend nichts Abweichendes geregelt ist, richten sich die 
Mangelansprüche nach den gesetzlichen Vorschriften. 

5.2. Der Lieferant hat auch dafür einzustehen, dass der Liefergegenstand 
den gesetzlichen und behördlichen Vorschriften, insbesondere den ein-

schlägigen Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften aller Länder, in 
denen der Liefergegenstand bestimmungsgemäß Verwendung findet, ent-
spricht. 

5.3. Mängel der Lieferung hat der Besteller, sobald sie nach den Gegeben-
heiten eines ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs festgestellt werden, dem 
Lieferanten unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Insoweit verzichtet der Lie-

ferant auf den Einwand der verspäteten Mängelrüge. 
5.4. Bei Lieferung von Teilen, deren Mangelhaftigkeit sich vor der Fertigung 

(Bearbeitung oder Einbau) zeigt, gibt der Besteller dem Lieferanten zu-
nächst Gelegenheit zum Aussortieren sowie zur Mangelbeseitigung oder 
Nach-(Ersatz) Lieferung, sofern dies dem Besteller nicht unzumutbar ist. In 

dringenden Fällen kann er nach Abstimmung mit dem Lieferanten die Man-
gelbeseitigung selbst vornehmen oder durch Dritte ausführen lassen. 

Dadurch entstehende Kosten trägt der Lieferant. 
5.5. Wird ein Mangel erst nach dem Einbau des Lieferteiles festgestellt, so 
hat der Lieferant die mangelhaften Lieferteile kostenlos nachzubessern o-

der nachzuliefern und darüber hinaus die dem Besteller entstehenden Auf-
wendungen für den Ein- und Ausbau des Lieferteils zu ersetzten. Außerdem 
hat er diejenigen Kosten zu tragen, die der Abnehmer des Bestellers (Auto-

mobilhersteller oder First Tier Supplier) vom Besteller infolge des Mangels 
berechtigter Weise fordert. 

5.6. Die Verjährungsfrist für Mängel der vom Lieferanten gelieferten Waren 
beträgt 36 Monate, beginnend mit der Lieferung. 
 

6. Geheimhaltung 

6.1. Die Vertragspartner verpflichten sich, alle nicht offenkundigen kauf-
männischen und technischen Einzelheiten, die ihnen durch die Geschäfts-

beziehungen bekannt werden, als Geschäftsgeheimnis zu behandeln. Der-
artige Informationen dürfen nur zur Ausführung von Aufträgen für den Be-

steller verwendet werden und nur solchen Mitarbeitern zugänglich gemacht 
werden, deren Mitwirkung bei der Ausführung des Auftrags erforderlich ist. 
Der Lieferant ist verpflichtet, diese Mitarbeiter entsprechend zur Geheim-

haltung zu verpflichten. 
6.2. Der Besteller behält sich an Abbildungen, Zeichnungen, Modellen, 
Schablonen, Mustern, Berechnungen und sonstigen Gegenständen Eigen-

tums- und Urheberrechte vor. Diese Gegenstände dürfen unbefugten Drit-
ten nicht überlassen oder sonst zugänglich gemacht werden. Die Vervielfäl-

tigung solcher Gegenstände ist nur im Rahmen der betrieblichen Erforder-
nisse und der urheberrechtlichen Bestimmungen zulässig. 
6.3. Unterlieferanten sind entsprechend zu verpflichten. 

6.4. Die Vertragspartner dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 
mit ihrer Geschäftsverbindung werben. 

 
7. Qualität und Dokumentation 

7.1. Der Lieferant hat die anerkannten Regeln der Technik, die Sicherheits-

vorschriften, die vereinbarten Daten, die jeweils gültigen Qualitätsvorschrif-
ten, Vereinbarungen, Lastenhefte, etc. einzuhalten. Unabhängig davon hat 
der Lieferant die Qualität der Liefergegenstände ständig zu überprüfen. Än-

derungen des Liefergegenstandes bedürfen der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung des Bestellers. 

7.2. Soweit Behörden, die für die Kraftfahrzeugsicherheit, Abgasbestim-
mungen o.ä. zuständig sind, zur Nachprüfung bestimmter Anforderungen 
Einblick in den Produktionsablauf und die Prüfungsunterlagen des Bestellers 

verlangen, erklärt sich der Lieferant auf Bitten des Bestellers bereit, ihnen 
in seinem Betrieb die gleichen Rechte einzuräumen und dabei jede zumut-
bare Unterstützung zu geben. 

7.3. Bei der Lieferung von gefährlichen oder giftigen Stoffen ist sowohl der 
Auftragsbestätigung als auch der Lieferung ein Sicherheitsdatenblatt beizu-

fügen sowie sicherzustellen, dass die Lieferung der Stoffe nur durch freige-
gebene und autorisierte Spediteure / Frachtführer erfolgt. 
7.4 Die Herstellung der bestellten Waren erfolgt unter Berücksichtigung der 

DIN EN ISO 14001. Der Besteller unterstützt die hierzu erforderlichen Maß-
nahmen und Vorgaben im Rahmen seiner Möglichkeiten und hält seine Lie-

feranten ebenso zur Berücksichtigung der DIN EN ISO 14001 an. 
 
 



8. Schutzrechte 

8.1. Der Lieferant haftet für Ansprüche, die sich bei vertragsgemäßer Ver-

wendung der Liefergegenstände aus der Verletzung von Schutzrechten und 
Schutzrechtsanmeldungen (Schutzrechte) ergeben, von denen mindestens 

eines aus der Schutzrechtsfamilie entweder im Heimatland des Lieferanten, 
vom Europäischen Patentamt oder in einem der Staaten Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Österreich oder USA 

veröffentlicht ist. 
8.2. Der Lieferant stellt den Besteller und seine Abnehmer von allen Ansprü-
chen aus der Benutzung solcher Schutzrechte frei. 

8.3. Dies gilt nicht, soweit der Lieferant die Liefergegenstände nach vom Be-
steller übergebenen Zeichnungen, Modellen oder diesen gleichkommenden 

sonstigen Beschreibungen oder Angaben des Bestellers hergestellt hat und 
nicht weiß oder im Zusammenhang mit den von ihm entwickelten Erzeug-
nissen nicht wissen muss, dass dadurch Schutzrechte verletzt werden. 

8.4. Die Vertragspartner verpflichten sich, sich unverzüglich von bekannt 
werdenden Verletzungsrisiken und angeblichen Verletzungsfällen zu unter-
richten, um sich Gelegenheit zu geben, entsprechenden Ansprüchen einver-

nehmlich entgegenzuwirken. 
8.5. Der Lieferant wird auf Anfrage des Bestellers die Benutzung von veröf-

fentlichten und unveröffentlichten eigenen und von lizenzierten Schutz-
rechten und Schutzrechtsanmeldungen an dem Liefergegenstand mitteilen. 
 

9. Beistellung, Werkzeuge, Eigentumsvorbehalt 

9.1. Der Besteller behält sich an allen dem Lieferanten beigestellten Teilen 

das Eigentum vor. Verarbeitung oder Umbildung werden für den Besteller 
vorgenommen. Wird Vorbehaltsware mit anderen Gegenständen verarbei-
tet, so erwirbt der Besteller das Miteigentum an der neuen Sache im Ver-

hältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu den anderen verarbeiteten Ge-
genständen zur Zeit der Verarbeitung. 
9.2. Der Besteller behält sich das Eigentum an Werkzeugen vor. Der Liefe-

rant ist verpflichtet, die Werkzeuge ausschließlich für die Herstellung der 
bestellten Waren einzusetzen. Der Lieferant ist weiter verpflichtet, die dem 

Besteller gehörenden Werkzeuge zum Neuwert auf eigene Kosten gegen 
Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden zu versichern Er ist verpflichtet, er-
forderliche Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten auf eigene Kosten 

rechtzeitig durchzuführen. Etwaige Störfälle hat er sofort anzuzeigen. 
9.3. Der Lieferant ist verpflichtet, vom Besteller bezahlte oder beigestellte 
Werkzeuge auf Anforderung des Bestellers unverzüglich herauszugeben. 

 
10. Verpackung und Versand 

10.1. Soweit technisch möglich, hat der Lieferant alle Teile in Europaletten 
oder Eurogitterboxen sowie vorzugsweise unter Verwendung von Mehr-
wegverpackungen anzuliefern. Er hat dafür Sorge zu tragen, dass die Verpa-

ckungsmittel spätestens mit der nächsten Anlieferung zurückgenommen 
werden. 
10.2. Sofern Teile  in Sonderverpackungen angeliefert werden, wird der Lie-

ferant dafür sorgen, dass diese Sonderverpackungen nach Entleerung abge-
holt werden. 

10.3. Jeder Lieferung ist ein Lieferschein beizufügen, der deutlich sichtbar 
an der Außenseite der Verpackung gegen Transport- und Wettereinfluss ge-
schützt anzubringen ist. 

10.4. Der Lieferant hat vor Annahme eines Auftrages zu überprüfen, ob die 
in der Bestellung genannten Waren bzw. deren Bestandteile als gefährliche 

Güter (z.B. Farben, Klebstoffe, Chemikalien oder entzündliche, oxidierende, 
explosionsgefährdete, giftige, radioaktive, ätzende oder zur Selbsterhitzung 
neigende Güter) eingestuft sind. In diesem Fall muss der Lieferant den Be-

steller sofort umfassend informieren. Spätestens mit der Auftragsannahme 
bzw. der Auftragsbestätigung muss der Lieferant dem Besteller die notwen-
digen Erklärungen vollständig und rechtsverbindlich unterzeichnet zusen-

den. Der Lieferant muss sicherstellen, dass dem Besteller das jeweils gültige 
Sicherheitsdatenblatt vorliegt. Der Lieferant ist für alle Schäden verantwort-

lich, die aus unrichtigen oder unvollständigen Angaben in den verbindlichen 
Erklärungen entstehen. 
10.5. Bei der Verpackung, Kennzeichnung und Deklaration sind die jeweils 

neuesten national und international gültigen Vorschriften zu berücksichti-
gen, wie die Gefahrgutverordnung-See, der IMDG-Code, UNICAD; IATA für 
Luftfracht, EVO/RID, GGVSE-Gefahrgutverordnung-Schiene und Gefahrgut-

verordnung-Straße sowie eventuell abweichende oder zusätzliche Vor-
schriften des Empfangslandes. Bei der Lieferung und dem Versand von nicht 

für das Bundesgebiet bestimmten Waren hat der Lieferant dem Besteller 
die nach den jeweiligen Zoll- und Steuervorschriften erforderlichen Ausfuhr-
nachweise vorzulegen bzw. für jede Bestellung und jeden Auftrag die ent-

sprechende Ausfuhrerklärung der Lieferung beizufügen. 
 

 

 

 

11. Produkthaftung 

11.1. Soweit der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich ist, ist 

er verpflichtet, den Besteller von Schadensersatzansprüchen Dritter auf ers-
tes Anfordern freizustellen, sofern die Ursache in seinem Herrschafts- und 

Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet. 
11.2. In diesem Rahmen ist der Lieferant auch verpflichtet, etwaige Aufwen-
dungen zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer vom 

Besteller durchgeführten Rückrufaktion ergeben. Über Inhalt und Umfang 
der durchzuführenden Rückrufmaßnahmen wird der Besteller den Lieferan-
ten, soweit möglich und zumutbar, unterrichten und ihm Gelegenheit zur 

Stellungnahme geben. 
11.3. Der Lieferant verpflichtet sich, eine Produktionshaftpflicht-Versiche-

rung mit einer Deckungssumme von € 5,0 Mio. pro Personenschaden / Sach-
schaden pauschal zu unterhalten. Weitergehende Schadensersatzansprü-
che des Bestellers bleiben hiervon unberührt. 

 
12. Allgemeine Bestimmungen 

12.1. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

12.2. Erfüllungsort ist der Sitz des Bestellers. 
12.3. Gerichtsstand ist Stuttgart. Der Besteller ist jedoch berechtigt, den Lie-

feranten an jedem anderen zuständigen Gericht zu verklagen. 
12.4. Eine Aufrechnung oder die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes 
durch den Lieferanten ist nur mit unstreitigen oder rechtskräftig festgestell-

ten Forderungen zulässig. 
12.5. Sollte eine der vorgenannten Bestimmungen ganz oder teilweise un-

wirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht. Die Vertragspartner sind verpflichtet, die unwirksame Bestimmung 
durch eine Regelung zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der un-

wirksamen Bestimmung möglichst nahe kommt. 


